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73 
Prozent aller berufstätigen Internetnutzer sind außerhalb ihrer regulären Arbeitszeit für 
Kunden, Kollegen oder Vorgesetzte erreichbar. Ein Drittel der Befragten ist auch abends 
zu sprechen, vier Prozent sogar am Wochenende. 36 Prozent geben an, jederzeit für  
beruflich bedingte Auskünfte zur Verfügung zu stehen. Quelle: Bitkom 
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Der Weichensteller 
Wie Gerald Hörster, Chef  des 

Eisenbahnbundesamts, für Sicherheit 
auf  der Schiene sorgt. SEITE 12
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Von Henning Zander 

Man gönnt sich 
ja sonst nichts: Wer es sich 

 leisten kann, ziert  
sein Hündchen auch gern  

mit einem Diadem. 

D
ie Idee hört sich gut an, 
schließlich klingt sie nach 
Gerechtigkeit. Wer sich Din-
ge leisten kann, die man ei-

gentlich nicht braucht, der kann auch 
höhere Steuern zahlen. Schließlich 
können breite Schultern mehr tragen. 
Aber Kaffee? „Kaffee ist doch schon 
lange kein Luxusgut mehr“, sagt Hans-
Jürgen Langenbahn, Inhaber des Kaf-
feehandels Maskal aus Bochingen, Ba-
den-Württemberg. Und doch verdient 
der Fiskus an jedem Kännchen ver-
gleichsweise viel mit. Pro Kilo Röstkaf-
fee werden 2,19 Euro fällig, bei lösli-
chem Kaffee sind es sogar 4,78 Euro. 
Und zusätzlich zur Kaffeesteuer wird 
auch noch der (immerhin ermäßigte) 
Mehrwertsteuersatz aufgeschlagen. 

Hans-Jürgen Langenbahn gehört zu 
den Verantwortlichen einer Initiative 
zur Abschaffung der Kaffeesteuer. Sei-
ne Organisation Coffee Hunting sam-
melt derzeit im Internet Stimmen für 
eine Online-Petition vor dem Bundes-
tag. „Kaum ein Käufer weiß doch, wie 
viel Geld der Staat für Kaffee verlangt“, 
sagt Langenbahn. Ziehe man die Steu-
er ab, würde das Pfund im Discounter 
nur wenig mehr als einen Euro kosten. 

Doch eigentlich geht es der Kaffee-
lobby nicht nur um die Frage, ob der 
morgendliche Wachmacher mit einer 
Sonderabgabe künstlich verteuert wer-
den muss. Der Kampf  gegen die Lu-
xussteuer gehört zum Feldzug gegen 
das komplexe und zum Teil absurde 
System indirekter Steuern mit all sei-
nen fadenscheinigen Rechtfertigungen. 

 
Was ist eigentlich Luxus? Schnelle Autos 
sind es in Deutschland nicht. Auch nicht 
die Privatjacht im Hafen von Marbella 
oder der Flachbildschirm für 16 000 
Euro. „Der Kauf  teurer Güter, eines Ja-
guars oder eines Pelzmantels etwa, 
wird in Deutschland nicht zusätzlich 
belastet“, sagt Reiner Holznagel, Bun-
desgeschäftsführer des Bundes der 
Steuerzahler. Dänische Verhältnisse 
sind hier nicht denkbar. Bei unseren 
nördlichen Nachbarn wird jeder Neu-
wagen mit einer Luxussteuer von bis 
zu 180 Prozent belegt. Bei uns stattdes-
sen Kaffee- und viele weitere Steuern, 
bei denen einst der Luxusgedanke zu-
grunde lag und die inzwischen einen 
festen Platz in den öffentlichen Haus-
halten einnehmen. 

Allein für Kaffee sind es jedes Jahr 
rund eine Milliarde Euro, die sich Fi-
nanzminister Peer Steinbrück (SPD) 
gutschreiben darf. Neben der Tabak-
steuer mit rund 14 Milliarden Euro und 
der Branntweinsteuer mit etwa zwei 
Milliarden Euro ist die Kaffeesteuer ei-
ne konstante und wichtige Größe im 
Haushalt. Doch auch viele kleine Lu-
xussteuern halten sich hartnäckig. Die 

auf  Sekt zum Beispiel. 1902 wurde von 
Kaiser Wilhelm II. die Schaumwein-
steuer zur Finanzierung der Kriegsflot-
te und des Nord-Ostsee-Kanals einge-
führt. 1933 wurde sie zur Überwin-
dung der Wirtschaftskrise abgeschafft, 
nur um sie zur Entwicklung einer 
U-Boot-Flotte 1939 wieder einzufüh-
ren. 1952 wurde sie sogar noch auf  an-
dere Produkte ausgedehnt: Neben Sekt 
und Champagner gilt sie auch für Zwi-
schenerzeugnisse wie Sherry, Portwein 
und Likörweine. Heute schlägt sie mit 
rund 1,02 Euro pro 0,75-Liter-Flasche 
Sekt zu Buche. Macht insgesamt 400 
Millionen Euro jährlich im Staatshaus-
halt. Wein hingegen ist zur Freude der 
Winzer steuerfrei, Logik hin oder her. 

Die Schaumweinsteuer ist nicht die 
einzige Abgabe, die vor langer Zeit für 
einen bestimmten Zweck eingeführt 
wurde, danach aber nie wieder ver-
schwunden ist. Im Jahre 1810 war man 
in Preußen beispielsweise der Auffas-
sung, dass eine Luxussteuer auf  Tiere 
erhoben werden müsste, die keine 
Nutztiere sind. Wer ein solches Tier 
hielt, müsse genügend Geld haben, um 
einen Sonderbeitrag zu zahlen. Doch 
wurde deshalb keine allgemeine Haus-
tiersteuer eingeführt. Einzig Hunde fie-
len unter die Steuerpflicht, die in die-
sem Jahr beschlossen wurde.  

Diese Entscheidung wirkt nach. Vie-
len Hundehaltern ist es bis heute 
schleierhaft, weshalb nicht auch Kat-
zenhalter Steuern zahlen müssen. 
Trotz ihrer Proteste wollen die Käm-
merer nicht auf  die rund 200 Millionen 
Euro an Einnahmen verzichten, die die 
Herrchen der Nation an die Gemeinde-
kassen überweisen. Zumal es einer der 
wenigen Wege für Kommunen ist, in 
Eigenregie die Finanzen aufzubessern.  

Aus einem ähnlichen Grund halten 
sie auch an der Zweitwohnungssteuer 
fest. Auch sie ist in ihrem Ursprung ei-
ne Luxussteuer. Die Zweitwohnungs-
steuer wurde erstmalig 1972 von der 
Gemeinde Überlingen am Bodensee 
eingeführt und zielte vor allem auf  die 
Besitzer von Ferienwohnungen ab. Sie 
sollten sich an den Kosten der Infra-
struktur von Gemeinden und Städten 
beteiligen. Doch tatsächlich trifft die 
Zweitwohnungssteuer heute nicht nur 
die Begüterten. Den größten Teil zah-
len diejenigen, die wegen ihres Berufs 
oder ihrer Ausbildung auf  zwei Woh-
nungen angewiesen sind, vor allem 
Pendler und Studenten.  

Insgesamt ist die Zweitwohnungs-
steuer eine sehr kleine Steuer mit nur 
92 Millionen Euro Einnahmen jährlich. 
Wegen der vergleichsweise geringen 
Einnahmen und des gleichzeitigen ho-
hen bürokratischen Aufwands fordert 
der Bund der Steuerzahler regelmäßig 
ihre Abschaffung. Doch nur ungern 
verabschiedet sich der Gesetzgeber von 
einer einmal lieb gewonnenen Geld-

quelle. Zuletzt wurden 1993 die Tee-
steuer, die Salz- und die Zuckersteuer 
gestrichen. Eine ähnliche Aufräumakti-
on lag da schon zwölf  Jahre zurück. 
Damals im Jahr 1981 endeten unter an-
derem die Spielkartensteuer und die 
Zündwarensteuer.  

Nicht etwa, dass sich der Gesetz-
geber entschieden hätte, die Idee eines 
in sich logischen Systems zu forcieren 
und endgültig den Wald aus Zusatz-
besteuerungen und Ausnahmen zu 
lichten. Schon 2004 wurde mit der Al-
kopopsteuer wieder eine neue Abgabe 
beschlossen. Durch einen Aufschlag 
sollten Jugendliche vom Kauf  der süß-
lichen und damals populären Mix-
getränke abgehalten werden. Doch der 
Steuerungseffekt war gering. Zwar ist 
der Umsatz mit Alkopops um nahezu 
zwei Drittel zurückgegangen. Aller-
dings sind die Jugendlichen auf  andere 
Getränke umgestiegen. So hat sich die 
jährliche Zahl der Jugendlichen, die 
wegen Alkoholvergiftung ins Kranken-
haus eingeliefert werden mussten, zwi-
schen 2002 und 2008 trotz Einführung 
der Steuer fast verdoppelt. Ihr Sinn ist 
fraglich, die Steuer ist geblieben.  

Dass es ohne die Einnahmen nicht 
geht und wegen der Staatsverschul-
dung sogar weitere Steuern nötig sein 
werden, ist eine Auffassung, die viele 
Experten teilen. Auch eine explizite Lu-
xussteuer wird in den Gedankenspielen 
nicht ausgeschlossen. „Wenn geklärt 
ist, was Luxus ist, dann bin ich dafür“, 
sagt Klaus F. Zimmermann, Präsident 
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in Berlin.  

Viel wichtiger ist Zimmermann al-
lerdings eine radikale Erhöhung der 
Mehrwertsteuer um sechs Prozent-
punkte auf  25 Prozent. „Ohne Steu-
ererhöhungen werden wir auf  eine ge-
waltige steigende Staatsverschuldung 
hinarbeiten.“ Leichter, als Luxus zu de-
finieren, sei es, sich darauf  zu einigen, 
was existenziell ist und damit einem er-
mäßigten Mehrwertsteuersatz unterlie-
gen müsse. Wohnung und Grundnah-
rungsmittel gehörten in jedem Fall da-
zu, sagt Zimmermann. Hundefutter al-
lerdings nicht.  

So stellt sich mit der Luxusfrage 
gleichsam als ihr Spiegelbild die Frage 
nach dem wirklich Wichtigen, das 
durch ermäßigte Steuersätze entlastet 
werden soll. Auch hier hat der Gesetz-

geber keine klaren Antworten. Tier-
nahrung unterliegt derzeit einem 
Mehrwertsteuersatz von sieben Pro-
zent, auf  Babynahrung dagegen wer-
den 19 Prozent aufgeschlagen. Für ei-
nen Esel sind ebenfalls 19 Prozent zu 
entrichten, ein reinrassiges Rennpferd 
hingegen wird nur mit sieben Prozent 
besteuert.  

Noch irritierender ist ein anderer 
Ansatz: Solange es sich um nicht zube-
reitete Lebensmittel handelt, schlägt 
der Staat nur mit sieben Prozent Steu-
ern zu. Wer im Restaurant speist, muss 
dagegen den vollen Satz von 19 Pro-
zent zahlen. Doch keine Regel ohne 
Ausnahme. In der vergangenen Woche 
entschied der Bundesfinanzhof, dass 
Popcorn in Kinos nur mit dem ermä-
ßigten Satz belastet werden solle, denn 
das Aufpoppen der Maiskörner allein 
stelle noch keine „sonstige Leistung“ 
dar. Das verstehe, wer will. Jedenfalls 
flossen im vergangenen Jahr 176 Milli-
arden Euro über die Umsatzsteuer – so 
der offizielle Name der Mehrwertsteu-
er – in die Staatskassen.  

 
Die Reform des Katalogs für ermäßigte 
Mehrwertsteuersätze wird immer wieder 
diskutiert. Einen dritten Satz für Luxus-
güter einzuführen, wie es einst der ehe-
malige Außenminister Joschka Fischer 
im Bundestagswahlkampf  vor vier Jah-
ren vorschlug, lehnt Zimmermann we-
gen zu geringer Einnahmen allerdings 
ab. Ganz entschieden wehrt sich auch 
der Bund der Steuerzahler gegen der-
artige Überlegungen. „Jeder zusätzliche 
Mehrwertsteuersatz erhöht die Zahl 
der Abgrenzungsprobleme“, sagt Bun-
desgeschäftsführer Reiner Holznagel.  

Horst-Dieter Höppner vom Institut 
für Finanzen und Steuern in Bonn fin-
det es allgemein schwierig, Luxussteu-
ern zu rechtfertigen. „Es wird ja nicht 
nur der Wohlhabende getroffen, son-
dern auch derjenige, der lange auf  et-
was gespart hat.“ Steuergerechtigkeit 
könne man viel besser über den Spit-
zensteuersatz herstellen. Auch die Idee 
des baden-württembergischen Minis-
terpräsidenten Günther Oettinger, den 
Mehrwertsteuersatz für Gaststätten 
und Hotels auf  den ermäßigten Satz zu 
senken, will keine Partei so recht auf-
greifen. Besonders nicht, nachdem 
Oettinger vorschlug, zur Gegenfinan-
zierung den reduzierten Satz von der-
zeit sieben auf  9,5 Prozent anzuheben. 
Lebensmittel, Bücher oder Bustickets 
würden damit etwas teurer.  

Kaffeegenießer können indes die 
Debatte umgehen, indem sie ihren Kaf-
fee im Ausland kaufen. Bis zu zehn Ki-
lo selbst mitgebrachter Ware sind steu-
erfrei. Wer allerdings im Internet be-
stellt und sich ein Päckchen liefern 
lässt, muss den Kaffee beim Zoll an-
melden und zahlen. Ware kommen las-
sen, das ist eben Luxus. 

LUXUSSTEUERN Produkte, die angeblich nicht zum Leben notwendig sind, belegt der Staat mit Sonderabgaben. 
Über das absurde System freut sich nur der Finanzminister. Die Kaffeelobby wehrt sich nun endlich 

Teures Vergnügen  

Mut zur Kleinheit  
BANKEN Die Politik muss die Konzentration des  
Finanzsektors begrenzen 

Von Silke Linneweber 

Aus Sicht der Deutschen Bank hat Josef  
Ackermann richtig gehandelt. Der 
Chef  der größten Bank des Landes 
greift nach der Privatbank Sal. Oppen-
heim und stärkt sein Privatkunden-
geschäft. Die Aktionäre mögen applau-
dieren. Doch volkswirtschaftlich gese-
hen kann das Wachstum des Frankfur-
ter Instituts gefährlich werden. Der 
 Finanzsektor steht vor ei-
ner Konzentrationswelle. 
Viele kleine Banken ha-
ben die Krise nicht über-
lebt. Andere haben sich 
mit Konkurrenten zusam-
mengeschlossen. Weitere 
Fusionen werden folgen. 
Am Ende könnten einige 
wenige sehr große Geld-
häuser stehen, die der 
Staat in künftigen Krisen ebenfalls ret-
ten muss.  

Das gilt es zu verhindern. Denn wer 
weiß, dass die Regierung ihn nicht un-
tergehen lässt, wagt sich schneller auf  
geschäftlich riskantes Gebiet. Die 
nächste Finanzkrise wäre vorprogram-
miert. Um gefährliche Wucherungen 
im Banksektor künftig zu verhindern, 
muss die Politik die Mega-Institute des-
halb zwingen, mehr Eigenkapital vor-

zuhalten. Mindestens fünf  Prozent, 
wie von der Schweizerischen National-
bank gefordert, erscheinen angemes-
sen. Allerdings sollten die Vorgaben 
nicht so starr ausfallen, dass Institute 
deshalb in die Schieflage geraten. Sinn-
voll wäre es daher, die geforderten Ei-
genkapitalquoten an die Geschäftsent-
wicklung anzupassen. In guten Zeiten 
sollten die Banken mehr Eigenkapital 
vorhalten, also einen Puffer aufbauen, 

von dem sie im Ab-
schwung zehren. 

 Außerdem sollte die 
Quote nach Größe der 
Bank gestaffelt werden. Je 
höher die Bilanzsumme, 
desto mehr Geld muss ein 
Institut zurücklegen. So 
sinkt die Rendite, das 
Wachstum flacht ab.  

Striktere Regeln beim 
Eigenkapital allein reichen nicht aus. 
Die Banken müssen überzeugt sein, 
dass sie Pleite gehen können. Sonst fin-
den sie Wege, trotz eines höheren Not-
fallgroschens weiter zu zocken. Des-
halb sollten die Finanziers vorsorglich 
ihre eigene Abwicklung planen. Positi-
ver Nebeneffekt: Droht trotzdem eine 
Bankenkrise, weiß die Politik wenigs-
tens, welche Teile der Institute wirklich 
systemrelevant sind. 

Banken  
sollen mehr  
Eigenkapital  
vorhalten.  
Zum Wohl der  
Ökonomie. 

Wissenschaft 
Freiheit für die Füße 
Warum neue Sportschuhmodelle das  
Barfußlaufen simulieren. SEITE 16

M E I N U N G E N  

Amnestie für  
illegale Einwanderer 
MIGRATION Deutschland braucht mehr Arbeitskräfte 
aus dem Ausland. Deshalb sollte Berlin umsteuern 

Von Klaus F. Zimmermann 

Die in Deutschland lebenden illegalen 
Einwanderer sind ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor. Sie erwirtschaften nen-
nenswerte Anteile des Umsatzes be-
stimmter Branchen, etwa am Bau. Ihr 
Anteil an der Schattenwirtschaft liegt 
bei rund 13 Prozent. Auf  diese Weise 
entgehen dem Fiskus erhebliche Ein-
nahmen. Da sie niedrige Löhne und 
schlechte Arbeitsbedin-
gungen akzeptieren, ver-
drängen sie legale Arbeit-
nehmer. 

Nun startet Belgien ein 
Programm zur Legalisie-
rung illegaler Einwan-
derer. In anderen Staaten 
der EU mehren sich aber 
Stimmen, die ein schärfe-
res Vorgehen befürwor-
ten. Soll Deutschland dem 
folgen? Eine Kombination 
aus beidem könnte 
zweckmäßig sein.  

Die Befürchtung, dass 
damit eine zusätzliche Be-
lastung für den Arbeits-
markt entsteht, erscheint 
unbegründet. Im Zuge 
der EU-Osterweiterung 
fand eine – zumindest aufenthaltsrecht-
liche – Legalisierung zahlreicher vor-
mals illegaler Einwanderer statt. Es gibt 
jedoch keine Anzeichen für eine da-
durch ausgelöste Verdrängung von hei-
mischen Arbeitnehmern oder ein Ab-
sinken des Lohnniveaus. Auch die be-
fürchtete Zuwanderung in die Sozial-
systeme ist ausgeblieben.  

Zwar sind Illegale in aller Regel kei-
ne hoch qualifizierten Fachkräfte, aber 
sie wollen arbeiten und erledigen Tä-
tigkeiten, die sonst nicht gemacht wer-

den. Auch hat die restriktive deutsche 
Migrationspolitik dazu geführt, dass 
Deutschland praktisch zum Auswan-
derungsland geworden ist. Vor allem 
dringend benötigte Fachkräfte haben 
sich für andere Zielländer entschieden. 
Das hat auch damit zu tun, dass die ge-
nerell restriktiven Regelungen des Ar-
beitsmarktzugangs abschrecken. Kürz-
lich ergriffene Maßnahmen wie das Ar-
beitsmigrationssteuerungsgesetz, das 

Ausländern mit Hoch-
schulabschluss den Zuzug 
erleichtern soll, reichen 
nicht aus, um Deutsch-
land neu zu positionieren. 

Eine Amnestie für ille-
gale Einwanderer im Rah-
men eines verbesserten 
Auswahlsystems für Ar-
beitsmigranten und eine 
effektivere Bekämpfung 
der Illegalität wäre des-
halb ein konsequenter 
Weg zu einem funktions-
fähigeren Arbeitsmarkt. 

Die Amnestie wäre ei-
ne symbolische Maßnah-
me, die den Wandel in 
der deutschen Politik sig-
nalisieren könnte. Klare 
Regelungen für den Ar-

beitszugang und die Möglichkeit auf  
Wiederkehr sind wichtige Faktoren für 
legale Migrationsströme, die sich an 
den Bedürfnissen der Arbeitsmärkte 
orientieren. Dies würde Wegzüge mo-
tivieren, wenn keine Arbeit da ist, und 
die Attraktivität Deutschlands als Ziel 
für Fachkräfte stärken.  

 
Klaus F. Zimmermann ist Präsident des 
Deutschen Instituts für Wirtschafts- 
forschung (DIW) und Direktor des  
Instituts zur Zukunft der Arbeit.

Die restriktive 
Politik hat die 
Bundesrepublik 
zum Aus -
wanderungsland 
gemacht.  
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Neben der Tabaksteuer mit 
14 Milliarden Euro und der 
Branntweinsteuer mit etwa 
zwei Milliarden Euro ist die  
eine Milliarde aus der  
Kaffeesteuer eine konstante, 
wichtige Größe im Haushalt. 

Stunde der Helden  
Mitten in der Krise erlebt die Wirtschaftsethik  
einen ungeahnten Aufschwung.  SEITE 14


